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192 Öffentliche Ausschreibung nach § 9 UVG 
Vergabenummer 23-038-e 
 



 

 

 



 

  



 

 

 



 

 

 

 
 

B E K A N N T M A C H U N G 

 

über die Aufstellung und die öffentliche Auslegung der 1. Änderung 

des Bebauungsplanes „B-30 Gewerbe- und Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ 

 

Der Rat der Stadt Langenfeld hat gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 

3634), in der derzeit gültigen Fassung, in seiner Sitzung am 21.03.2023 den Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung 

des Bebauungsplanes "B-30 Gewerbe- und Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ gemäß § 2 (1) und § 1 (8) i.V.m. § 13a 

BauGB beschlossen.  

 

Die Bebauungsplanänderung wird nach § 13a BauGB als Plan der Innenentwicklung ohne Durchführung einer 

Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB durchgeführt. 

 

In seiner Sitzung vom 21.03.2023 hat der Rat der Stadt Langenfeld außerdem beschlossen, die 1. Änderung des 

Bebauungsplanes „B-30 Gewerbe- und Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich auszulegen.  

 

Ziel der Bebauungsplanänderung ist es, eine planungsrechtliche Grundlage für eine Verbindung der beiden 

Teilstandorte eines Langenfelder Unternehmens für Nahrungsergänzungsmittel durch eine geschlossene 

Überquerung der Elisabeth-Selbert-Straße zu schaffen, durch die sich für das Unternehmen sowohl 

Personal als auch Material bewegen lässt. Mit der Änderungsplanung werden Optimierungen von 

Produktionsprozessen ermöglicht, die auch die Bindung des Unternehmens an den Standort Langenfeld 

festigen sollen und im Zuge der Standortentwicklung dem Erhalt bzw. der Schaffung von Arbeitsplätzen 

dienen.  

 

Gebietsbegrenzung der 1. Änderung des Bebauungsplanes „B-30 Gwerbe- und 

Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ 

 

 

Im Westen: Eine Senkrechte auf der südöstlichen Grenze des Flurstücks 174 durch den östlichen 

Grenzpunkt des Flurstücks 171.  
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Im Norden: Eine Verbindung des östlichen Grenzpunktes des Flurstücks 171 mit dem südlichen 

Grenzpunkt des Flurstücks 192. Ein Teil der südlichen Grenze des Flurstücks 192 bis zum 

Schnittpunkt einer um 10,0 m nach Nordosten verschobenen Parallelen der südwestlichen 

Grenze des Flurstücks 227.  

Im Osten: Eine um 10,0 m nach Nordosten verschobenen Parallelen der südwestlichen Grenze des 

Flurstücks 227 bis zum Schnittpunkt mit der nach Nordosten verlängerten südöstlichen 

Grenze des Flurstücks 174. 

Im Süden: Vom Schnittpunkt der nach Nordosten verlängerten südöstlichen Grenze des Flurstücks 174 

mit der um 10,0 m nach Nordosten verschobenen Parallelen der südwestlichen Grenze des 

Flurstücks 227, über den östlichen Grenzpunkt des Flurstücks 174 und einen Teil der 

südöstlichen Grenze des Flurstücks 174 bis zum Ansatz der Senkrechten, die durch den 

östlichen Grenzpunkt des Flurstücks 171 geht.  

 

Das Plangebiet liegt in der Flur 3 der Gemarkung Berghausen und hat eine Fläche von ca. 0,3 ha. 

 

Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen: 

 

 

 



 

 

 

Aufgrund des Aufstellungsbeschlusses für die 1. Änderung des Bebauungsplanes „B-30 Gewerbe- und 

Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ können zur Sicherung der künftigen Planung gemäß § 15 BauGB 

Entscheidungen über Bauanträge bis zu einem Zeitraum von 12 Monaten zurückgestellt und 

Veränderungssperren gemäß § 14 BauGB erlassen werden. 

 

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „B-30 Gewerbe- und Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ 

wird mit der Begründung gemäß § 3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats, und zwar 

 

vom 11.04.2023 bis einschließlich 12.05.2023 

 

im Referat Stadtplanung und Denkmalschutz der Stadt Langenfeld, Rathaus, Konrad-Adenauer-Platz 1, 

Raum 296, während folgender Dienststunden zu Jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt: 

 

Montag bis Mittwoch  von  8.00 Uhr bis  16.00 Uhr, 

Donnerstag    von  8.00 Uhr bis  17.00 Uhr, 

Freitag    von  8.00 Uhr bis  12.00 Uhr. 

 

Während der Auslegungsfrist können bei der v. g. Dienststelle Stellungnahmen schriftlich oder zur 

Niederschrift abgegeben werden.  

 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 

unberücksichtigt bleiben. 

 

Die Planunterlagen können während der Auslegungsfrist auch im Internet unter 

www.langenfeld.de/stadtplanung eingesehen werden. 

 

 

Die im Bauleitplan genannten technischen Regelwerke (z.B. DIN-Normen) können im Fachbereich 5, 

Referat Stadtplanung und Denkmalschutz, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld zu den 

Öffnungszeiten des Rathauses eingesehen werden. 

http://www.langenfeld.de/


 

 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

 

Die Aufstellung sowie die öffentliche Auslegung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

„B-30 Gewerbe- und Landschaftspark Fuhrkamp-Ost“ werden hiermit gemäß § 2 (1) sowie  

§ 3 (2) BauGB in Verbindung mit § 17 der Hauptsatzung der Stadt Langenfeld öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

Langenfeld Rhld., 23.03.2023 

Gez. 

 

Frank Schneider 
Bürgermeister 



 

 

 
 

 

 

B E K A N N T M A C H U N G 

 

des Satzungsbeschlusses für die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
„Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“ 

 
 
Gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) sowie den 

Vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), die in den derzeit 

gültigen Fassungen zur Anwendung kommen, hat der Rat der Stadt Langenfeld in seiner Sitzung am 

21.03.2023 die 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / 

Winkelsweg“ als Satzung beschlossen. 

 

Ziel der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“ ist 

die Sicherung der Zweckbestimmung des Industriegebietes für erheblich emittierende Betriebe durch die 

Neufassung des Kataloges der allgemein und ausnahmsweise zulässigen Vorhaben bezüglich der Art der 

Betriebe und deren besonderen Bedürfnissen und Eigenschaften.  

 

Gebietsbegrenzung der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener 

Straße / Winkelsweg“ 

 

Der Geltungsbereich der Planänderung umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Ri-20 

Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“, abzüglich der Teilbereiche, die durch den seit dem 

15.10.2009 rechtsgültigen Bebauungsplan W-14 Industriegebiet Liebigstraße / Haus Gravener Straße“ 

außer Kraft getreten sind. 

Im Norden: Die Achse der Haus Gravener Straße (Flurstück 1282, Flur 6, Gemarkung Richrath); 

Im Osten:  Die östlichen Grenzen der Flurstücke 310, 514, 1769, 1442, 1494, 1662, 1663, 1588, 

1489, 1461, die Südgrenze des Flurstücks 1461, und die Ostgrenze des Flurstücks 107 

(alle Flur 6, Gemarkung Richrath); 

Im Süden:  Die südlichen Grenzen der Flurstücke 107, 155, 158, 159, 162, 161, 1731, 1725 (alle Flur 

6, Gemarkung Richrath) sowie die westliche Verlängerung der südlichen Grenze des 
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Flurstücks 1725, Flur 6, Gemarkung Richrath bis zur Achse der Carl-Leverkus-Straße, die 

Achse der Carl-Leverkus-Straße (Flurstück  1688, Flur 6, Gemarkung Richrath) in südliche 

Richtung bis zur Achse des Winkelsweg (Flurstück 147, Flur 5, Gemarkung Immigrath) die 

Achse des Winkelsweg in westliche Richtung bis zur Achse der Schneiderstraße 

(Flurstück 1717, Flur 6, Gemarkung Richrath); 

Im Westen:  Die Achse der Schneiderstraße bis zum Burbach, der Burbach in östliche Richtung bis zur 

Achse der Carl-Leverkus-Straße (Flurstück 1757, Flur 6, Gemarkung Richrath), die Achse 

der Carl-Leverkus-Straße in nördliche Richtung und deren nördliche Verlängerung entlang 

der Westgrenzen der Flurstücke 496, 1180 und 1179 (alle Flur 6, Gemarkung Richrath) bis 

zur Achse der Haus Gravener Straße (Flurstück 1282, Flur 6, Gemarkung Richrath). 

 

Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen: 

 

 

   

 

 



 

 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“ kann 

mit der dazugehörigen Begründung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ab sofort im Rathaus der Stadt Langenfeld 

Rhld., Referat Stadtplanung und Denkmalschutz, Zimmer 296, Konrad-Adenauer-Platz 1, während der 

Dienststunden von Jedermann eingesehen werden. 

 

Ebenso können die im Bauleitplan genannten technischen Regelwerke (z.B. DIN-Normen) im Fachbereich 

5, Referat Stadtplanung und Denkmalschutz, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld zu den 

Öffnungszeiten des Rathauses eingesehen werden. 

 

Die Dienststunden sind 

Montag bis Mittwoch  von  8.00 Uhr bis  16.00 Uhr: 

Donnerstag   von  8.00 Uhr bis  17.00 Uhr; 

Freitag    von  8.00 Uhr bis  12.00 Uhr. 

 
Über den Inhalt der v. g. Änderung des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise:  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 

Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch 

die 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“ und 

über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges 
 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden 
sind. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 der GO NRW beim 
Zustandekommen der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / 
Winkelsweg“ kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) der vorgenannte Bebauungsplan wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht, 



 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Langenfeld, Referat Stadtplanung und 

Denkmalschutz, vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird die vom Rat der Stadt Langenfeld am 21.03.2023 als Satzung beschlossene 3. Änderung des 

Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“, Ort und Zeit der 

Bereithaltung sowie die aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise gemäß § 10 Abs. 3 

BauGB in Verbindung mit den §§ 7 Abs. 4 und 41 Abs. 1, Buchstabe "f" GO NRW und § 17 der 

Hauptsatzung der Stadt Langenfeld Rhld., öffentlich bekannt gemacht. 

 
Mit Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Langenfeld tritt die 3. Änderung des 

Bebauungsplanes „Ri-20 Industriegebiet Haus Gravener Straße / Winkelsweg“ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

in Kraft. 

 
Langenfeld Rhld., 22.03.2023 
 
 
Frank Schneider 
Bürgermeister 



 

 

 

 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

 

über eine Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

Nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die 

allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 

Gebietes in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu 

unterrichten. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit. 

 

Zu einer Veranstaltung gemäß § 3 (1) BauGB lade ich alle Betroffenen und Interessierten für 

 

Mittwoch, den 19. April 2023 um 18:00 Uhr 
 

in die Sitzungsräume des Rathauses, Räume 187/188, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, ein. 

 

Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit gegeben, sich zu der Aufhebung des Bebauungsplanes, die von der 

Verwaltung erläutert wird, zu äußern. 

 

Folgender Bauleitplan wird behandelt:  

 

Aufhebung des Bebauungsplanes „Ri-8 Hildener Straße-West“ 
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Baugesetzbuch (BauGB) 



 

 

Der Bebauungsplan „Ri-8“ wird von den wasserrechtlichen Festsetzungen des seit Juni 2022 geltenden 

Überschwemmungsgebietes berührt. Neben Grün- und Landwirtschaftsflächen sind auch Teile des 

geplanten Gewerbegebietes von den Abgrenzungen bzw. Regelungen des Überschwemmungsgebietes 

betroffen. Nach der Hochwasser- und Starkregengefahrenkarte der Stadt Langenfeld Rhld. können über die 

Hälfte des Geltungsbereiches bei einem hundertjährigen Regenereignis überschwemmt werden. 

Der Bebauungsplan „Ri-8 Hildener Straße-West“ ist dementsprechend von den o.g. Hochwasser- und 

Überschwemmungsgebietsdarstellungen betroffen und weist bislang ungenutzte Baumöglichkeiten im 

Gewerbegebiet auf. Der Bebauungsplan soll daher aufgehoben werden.  

 

Gebietsbegrenzung der Aufhebung des Bebauungsplanes „Ri-8 Hildener Straße-West“ 

 

Im Norden: Die nördliche Grenze des Flurstücks 112 und deren Verlängerung bis zum Flurstück 73, 

Flur 1, die westliche und südliche Grenze des Flurstücks 73 sowie die Verlängerung bis 

zur östlichen Grenze des Flurstücks 74 (Hildener Straße), Flur 2. 

 

Im Osten: Die östliche Grenze der Hildener Straße (L 403), Flurstück 74, Flur 2 und das Flurstück 

2777, Flur 4 bis zum südwestlichen Grenzpunkt des Flurstücks 1732, Flur 4. 

 

 

Im Süden: Die Verbindung zwischen dem südwestlichen Grenzpunkt des Flurstücks 1732, Flur 4 

und dem südöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 80, Flur 1. 

 

Im Westen: Die östliche Grenze der Güterbahnstrecke 2324, Flurstücke 110, 113, 121 (Viehbach) 

und 123, Flur 1. 

 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 13,2 ha. Die Flurstücke liegen in der Flur 1, 2 und 4 der Gemarkung 

Richrath. 

 

Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen: 

 



 

 

 

Vorab besteht für die Öffentlichkeit ab dem 03.04.2023 die Möglichkeit, sich im Referat Stadtplanung und 

Denkmalschutz der Stadt Langenfeld, Rathaus, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40764 Langenfeld, während 

folgender Dienststunden zu informieren: 

Montag bis Mittwoch  von  8:00 Uhr  bis  16:00 Uhr 

Donnerstag   von  8:00 Uhr  bis  17:00 Uhr 

Freitag    von  8:00 Uhr  bis  12:00 Uhr 

Darüber hinaus können sich Interessierte auch im Internet unter www.langenfeld.de/stadtplanung 

informieren. 

 

Langenfeld Rhld, den 22.03.2023 

Gez. 

 

Frank Schneider 

Bürgermeister 

http://www.langenfeld.de/stadtplanung


 

 

 

 

B E K A N N T M A C H U N G 

 

zum befristeten Verzicht auf die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts gemäß § 31 

Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSchG NRW, GV.NRW 2022 Nr. 26, S. 662) beim 

Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz 

 

Der Rat der Stadt Langenfeld hat auf der Grundlage von § 31 Nordrhein-Westfälisches 

Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW, GV.NRW 2022 Nr. 26 S. 662) vom 13. April 2022 in Verbindung mit 

den Anwendungshinweisen des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 15.06.2022 (Az. 52-21-32) im Wege der Allgemeinverfügung beschlossen: 

 

1. Die Stadt Langenfeld wird das ihr in § 31 DSchG NRW eingeräumte Vorkaufsrecht beim Kauf von 

Grundstücken, auf oder in denen sich eingetragene Denkmäler oder ortsfeste Bodendenkmäler befinden, 

nicht ausüben, insofern es sich hierbei um einen Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz 

und Erbbaurechtsgesetz handelt. 

 

2. Diese Allgemeinverfügung lässt die Pflicht der Stadt Langenfeld zur Ausstellung eines Negativattests bei 

Kaufverträgen über Rechte nach dem Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz entfallen. 

 

3. Dieser Verzicht ist befristet bis zum 31.12.2024. Der Verzicht auf die Ausübung des vorbezeichneten 

Vorkaufsrechts gilt ab dem 01.04.2023. 

 

4. Die Stadt Langenfeld behält sich hiermit ausdrücklich vor, den zuvor genannten Ausübungsverzicht durch 

eine neugefasste Allgemeinverfügung zu widerrufen. 

 

196 Bekanntmachung zum befristeten Verzicht auf die Ausübung des gemeindlichen 

Vorkaufsrechts gemäß § 31 Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSchG NRW, 

GV.NRW 2022 Nr. 26, S. 662) beim Kauf von Rechten nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz 



 

 

Begründung: 

 
Mit In-Kraft-Treten des neuen nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes (Denkmalschutzgesetz-
DSchG NRW, GV. NRW. 2022 Nr.26 S. 662) zum 1. Juni 2022 wurde auf der Grundlage des § 31 DSchG 
ein gesetzliches Vorkaufsrecht der Gemeinden für Grundstücke mit eingetragenen Denkmälern und 
ortsfesten Bodendenkmälern eingeführt.  
Somit war zu erwarten, dass die Gemeinden ab dem 01.06.2022 vornehmlich durch Notarinnen und Notare 
um Erklärung über das Bestehen und die Ausübung eines denkmalrechtlichen Vorkaufsrechts gebeten 
werden. Diese Erklärung ist im Rahmen der Abwicklung der notariellen Kaufverträge von erheblicher 
Bedeutung, da von ihrem Eingang in der Regel die Fälligkeit des Kaufpreises abhängig gemacht wird und 
ohne sie der Kaufvertrag nicht vollzogen werden kann. Insofern ist von den Gemeinden ein sogenanntes 
Negativattest auszustellen. Das Vorkaufsrecht nach § 31 Abs. 1 DSchG NRW umfasst grundsätzlich auch 
den Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz. Eine 
Ausschlussregelung wie in § 24 Abs. 2 BauGB enthält das Denkmalschutzgesetz nicht.  
Zum derzeitigen Zeitpunkt erachtet es die Stadt Langenfeld für möglich, auf die Ausübung des ihr durch § 
31 DSchG NRW eingeräumten Vorkaufsrechts hinsichtlich der Käufe von Rechten nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz zu verzichten.  
Um den Aufwand aufgrund von vorsorglichen Anfragen hinsichtlich des Bestehens und der Ausübung des 
Vorkaufsrechts für jede Grundstücksveräußerung bei der Stadt Langenfeld zu reduzieren und um die 
Abwicklung der notariellen Kaufverträge nicht unnötig zu verzögern, bedarf es des o. g. Ausübungsverzichts 
der Stadt Langenfeld und damit der vorstehenden Allgemeinverfügung.  
Unverhältnismäßige und unnötige Arbeitsbelastungen der mit dem Vorkaufsrecht befassten Dienststellen 
der Stadt Langenfeld und der Notarinnen und Notare sollen vermieden werden. Aus diesem Grund wird der 
zeitlich befristete Vorkaufsrechtverzicht zunächst befristet bis zum 31.12.2024 erklärt.  
Die Nichtausübung des Vorkaufsrechtes nach § 31 DSchG NRW wird mit dieser Allgemeinverfügung für alle 
Grundstücksveräußerungen beim Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz und 
Erbbaurechtsgesetz erklärt.  
Die Allgemeinverfügung ersetzt gleichzeitig das Negativattest, welches von der Stadt Langenfeld 
auszustellen ist, wenn entweder kein Vorkaufsrecht besteht oder die Stadt das Ermessen im Hinblick auf ein 
bestehendes Vorkaufsrecht dahingehend ausübt, nicht von dem Vorkaufsrecht Gebrauch zu machen.  
Es wird ergänzend auf die Anwendungshinweise des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 

Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15.06.2022 (Az. 52-21-32) verwiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 und 4 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG 
NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Langenfeld als bekanntgegeben. 
 
 
 
Langenfeld Rhld., 22.03.2023 
 
 
Frank Schneider 
Bürgermeister 
 



 

 

 

 

 

197 Änderungssatzung zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen der Stadt Langenfeld Rhld. (Sondernutzungssatzung) vom 
17.07.1991 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.12.2022 vom 31.03.2023 
 



 

 

 



 

 

 

 

 

198 Bekanntmachung der Förderrichtlinie E-Lastenrad der Stadt Langenfeld 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 

 

 

199 Richtlinie für die Erteilung von Sondernutzungen für Ladeinfrastruktur im öffentlichen 
Raum 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 
 
 
 



 

 

 



 

 

 

 

 

200 Sharing-Richtlinie für gewerbliche E-Scooter auf dem Gebiet der Stadt Langenfeld 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 

 



 

  



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 
 



 

 

 
 

 



 

 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 
 



 

 

 



 

 

 
 
 



 

 

 

 

 

201 Aufgebot der Stadt-Sparkasse Langenfeld 
 



 

 

 

 

 

202 Kraftloserklärung 
 



 

 

 

 

 

203 Kraftloserklärung 
 


